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BETREFF Ihre schriftliche Frage Nr. 220 für den Monat Oktober 2021 
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DOK 2021/1127991 

  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Sehr geehrter Herr Kollege, 

 

Ihre Frage, 

 

„Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die zusätzlichen Steuereinnahmen,  
die aufgrund der Einführung der Bonpflicht seit dem 01. Januar 2020 
(https://www.br.de/nachrichten/wirtschaft/kassenbon-pflichtein beleg-fuer-die-
tonnebr24drangeblieben, SmYazvB?fbclid=IwAR3wpnJBH_bKDixx1wJ2AvA9E 
RoWDzkxCcO_VPqT5oCv-1gOTsiY0Uc2OKk) monatlich generiert wurden (bitte die 
Antwort nach Monatsscheiben aufschlüsseln)?“, 
 

beantworte ich wie folgt: 

 

Das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen vom 

22. Dezember 2016 ist ein wichtiger Schritt, um Veränderungen oder Löschungen von 

digitalen Grundaufzeichnungen zu verhindern und damit die Gleichmäßigkeit der Besteu-

erung zu sichern. Der Bundesrechnungshof hat damals auf Schätzungen von Länderfinanz-

ministerien hingewiesen, wonach durch Kassen-Manipulationen bundesweit Steuern bis zu  

10 Mrd. Euro jährlich hinterzogen wurden  

 

(https://www.bundesrechnungshof.de/de/veroeffentlichungen/produkte/bemerkungen-

jahresberichte/jahresberichte/2016-band-ii/sonstige-pruefungs-und-

beratungsergebnisse/allgemeine-finanzverwaltung/2016-bemerkungen-band-ii-nr-32-schluss-

mit-manipulierten-elektronischen-kassenaufzeichnungen). 



 

 

Seite 2 Die Einführung der Belegausgabepflicht ist ein Teil der Maßnahmen, die im Zusammenspiel 

Steuerhinterziehung bekämpfen, das Steueraufkommen sichern und Steuerausfälle vermeiden. 

Die Belegausgabepflicht kann daher nicht isoliert betrachtet werden.  

 

Insofern liegen keine Erkenntnisse über die Höhe der zusätzlichen Steuereinnahmen aufgrund 

aller Maßnahmen des Gesetzes zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeich-

nungen oder auch nur der isolierten Belegausgabepflicht vor.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 


